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Grundlage dieser gewerkschaftspolitischen Betrachtung ist der Abschlussbericht der         

PG EES, welcher der Behördenleitung und dem Innensenator zur Entscheidung vorliegt. 
 
 
Die Polizei Berlin hat sich stets den dynamischen Entwicklungen der Hauptstadt anzupassen, 
um auf ein sich stetig veränderndes Lagebild optimal reagieren zu können. 
Aus diesem Grunde steht die Gewerkschaft der Polizei Veränderungen grundsätzlich 
aufgeschlossen gegenüber. 
Die Polizei Berlin unterliegt finanziell schwierigen Rahmenbedingungen und muss daher ihren 
unbestreitbar zu kleinen Personalkörper effizient einsetzen. 
Die Gewerkschaft der Polizei beteiligt sich aktiv und konstruktiv an Veränderungsprozessen, 
die stets die Sicherheit der Menschen in unserer Stadt als wichtigstes Ziel haben, ohne hierbei 
die rechtlich normierten Interessen der Beschäftigten zu vernachlässigen. 
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Hatte die Polizei Berlin 2010 noch 2.428 
Versammlungen und Veranstaltungen zu 
schützen, waren es 2014 bereits rund 
5.000 (Zunahme der Staatsbesuche um ca. 
30% von 441 auf 567; Zunahme der Sport-
veranstaltungen um rund 40% von 214 auf 
301). Diese Einsatzverdopplung bei einem 
stagnierenden, aber älter werdenden 
Personalkörper zu bewältigen, stellte die 
Hauptstadtpolizei zuletzt vor kaum noch 
zu leistende Herausforderungen. 

Schon jetzt werden die Aufträge für die sechs Einsatzeinheiten der örtlichen Polizeidirektionen 
1 bis 6 faktisch von PPr Stab 1 koordiniert. Ihren örtlichen Direktionen stehen diese 
Einsatzeinheiten praktisch nicht mehr zur Verfügung. 
Insofern sind die Herauslösung der sechs örtlichen Einsatzeinheiten aus ihren Direktionen und 
die Bildung einer 3. BPA nur folgerichtig und konsequent. Zumal sich mit der Aufstellung einer 
3. BPA die Hoffnung einer gleichwertigen Ausstattung verbindet und somit alle 
Einsatzeinheiten künftig den gleichen Einsatzwert genießen. Die von den Einsatzeinheiten zu 
bewältigende Lage verdeutlicht, dass der Bund in Anerkennung der von ihm selbst 
gewünschten Hauptstadtfunktion Berlins zukünftig einen wesentlich höheren finanziellen 
Beitrag zu leisten hat. 
 
Kritisch betrachtet die GdP die Standortwahl der drei Bereitschaftspolizeiabteilungen 
(Schulzendorf, Kruppstraße und künftig Gallwitzallee). Der östliche Teil der Stadt ist somit für 
die Bereitschaftspolizei nur noch unter Inkaufnahme langer Anfahrtswege zu erreichen, was 
sich spätestens bei spontanen Einsatzlagen als hochproblematisch herausstellen wird. 
Insofern präferiert die GdP eine ausgewogenere Verteilung der Bereitschaftspolizei-
abteilungen auf das Stadtgebiet, zumal der Standort Cecilienstraße bereits gute 
Voraussetzungen als möglicher Standort einer BPA vorweisen kann. 
 
Nach Auffassung der GdP ist im Zusammenhang mit der Bildung einer 3. BPA jedoch auch die 
Frage zu stellen, welchem Zweck die örtlichen Einsatzhundertschaften ursprünglich dienten; 
nämlich der Bewältigung direktionseigener Lagen. Dieser Grund besteht noch heute. Nur hat 
sich die Verantwortung zur Bewältigung direktionseigener Lagen von den stadtweit 
beanspruchten Einsatzeinheiten auf die ohnehin bereits belasteten Abschnitte verlagert. 
In Anbetracht der hohen Einsatzbelastung ist daher anzustreben, mit zusätzlichem Personal 
mittelfristig in jeder Direktion ein ständiges Direktionskommando mit zwei Zügen aufzubauen. 
Das hierfür benötigte Personal muss zusätzlich eingestellt und ausgebildet werden.   
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Die Zentralisierung der örtlichen VkD 1 wird von der GdP strikt abgelehnt. 
Die Verkehrsraumüberwachung ist und bleibt Aufgabe der örtlichen Direktionen aufgrund 
ihrer Raumverantwortung. Ihnen das hierfür notwendige Personal im Bereich VkD 1 
abzuziehen, führt einen zentralen Auftrag der örtlichen Direktionen ad absurdum. Die 
örtlichen Direktionen werden fortan zu Personalbittstellern zwecks Erfüllung ihrer originären 
Pflichtaufgaben. 
Zudem wird die Zentralisierung 
mit einem massiven Verlust an 
Kenntnissen zu regionalen Auf-
fälligkeiten einhergehen. Auch 
wird eine Zentralisierung den 
polizeilichen Rückzug aus der 
Fläche dramatisch beschleunigen. 
Da eine Zentralisierung obendrein 
zu weniger Einsatzeffektivität 
aufgrund längerer Anfahrtswege 
führen wird, ist die beabsichtigte 
Maßnahme denklogisch schlicht 
falsch. Längere Anfahrtswege 
zum Einsatzort bedingen ver-
kürzte effektive Einsatzzeiten. Beispielsweise werden Radarwagen künftig aufgrund kürzerer 
Einsatzzeiten auch geringere Einnahmen in Form von Bußgeldern bewirken. Auch wenn dies 
vordergründig für den einzelnen Bürger attraktiv erscheinen mag, so ist damit auch ein 
schwächerer Verkehrsüberwachungsdruck verbunden, der eine der Hauptunfallursachen, die 
Geschwindigkeitsübertretung, begünstigen wird. Künftige erhöhte Unfallzahlen in Folge von 
Geschwindigkeitsüberschreitungen werden demzufolge auf eine organisatorisch nachteilige, 
da zentralisierte Zuordnung der Verkehrsdienste zurückzuführen sein.    
Ferner ist zu berücksichtigen, dass Verkehrskräfte die Abschnitte ihrer Direktion auch bei der 
Bewältigung spontaner Einsatzlagen unterstützen. Schon aufgrund längerer Anfahrtswege 
wird diese Unterstützung künftig entfallen. Somit wird die Zentralisierung indirekt auch die 
Abschnitte belasten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:gdp-berlin@gdp-berlin.de
http://www.gdp-berlin.de/


 

 

 

 Eigendruck im Selbstverlag/ Impressum (verantwortlich im Sinne des Pressegesetzes – v.i.S.d.P.): 
Gewerkschaft der Polizei, Landesbezirk Berlin, Vorsitzende: Kerstin Philipp 

Kurfürstenstr. 112, 10787 Berlin,  Tel.: 21 00 04 - 0, Fax: - 29, mail: gdp-berlin@gdp-berlin.de, web: www.gdp-berlin.de 
 

 
 
Auch die Zentralisierung der Diensthunde wird von der GdP vehement abgelehnt. 

Durch die Verringerung auf einen zentralen oder alternativ 
drei dezentrale Standorte werden wie bereits bei VkD 1 
längere Anfahrtswege vom Dienststellenstandort in die je-
weiligen Streifenbereiche in Kauf genommen. Erworbene 
Orts- und Lagekenntnisse sowie die Identifikation mit dem 
Einsatzraum nehmen ab. Da schon jetzt jede Dhf-Streife 
zwei Funkkreise abzudecken hat, halten wir eine Erhöhung 
auf vier Funkreise (bei drei Standorten) für problematisch. 
Wiederum wird sich eine Zentralisierung negativ auf die 
Einsatzbelastung der Abschnitte auswirken, da spontane 
Anforderungen weniger erfolgreich zu bedienen sein 
werden. Der Einsatzwert des Diensthundes wird für den 
Basisdienst geschwächt. 
Den Einsatzwert von Diensthunden für Maßnahmen im 
Verband im Rahmen von Versammlungen, Staatsbesuchen 
und Veranstaltungen sowie deren gesellschaftspolitische 
Akzeptanz sehen wir skeptisch. 

 
 
 

 
 
Gleich wenn die Freisetzung von Stellen nicht das erklärte Ziel der Projektgruppenarbeit sein 
sollte, wird die errechnete Stellenfreisetzung dennoch dankbar als Argument für die 
Zentralisierung und Umstrukturierung ins Feld geführt. 
 
Einsparungen, so die PG EES, ergeben sich vor allem in zwei Bereichen: 
 

 Minderpersonalbedarf durch Integration der 
örtlichen Fernmeldebetriebszentralen (FmBz) 
in die kooperative Leitstelle (KoopLSt) in Höhe 
von 131 Stellen 

 

 Minderpersonalbedarf durch Auflösung der 
Führungsgruppen der örtlichen Referate 
„Zentrale Aufgaben“ (Dir X ZA FüGr) in Höhe 
von 55 Stellen 
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Insgesamt errechnet die PG EES ein Freisetzungspotential von 142 Stellen, die allesamt der 
Stärkung der Basis zugutekommen sollen. 
 
Schon im Bericht selbst konterkariert die PG EES dieser Versprechung. So heißt es auf Seite 
190 des Berichts, dass die 55 freigesetzten Stellen (Dir X ZA FüGr) wegfallen und der 
Finanzierung der Organisationsveränderung der Polizei Berlin dienen sollen. 
In einer Zeit, in der es das erklärte Ziel sein sollte, zusätzliche Stellen zu erhalten, um die 
polizeiliche Arbeit noch leisten zu können, ist die Aufgabe von Stellen zum Zwecke einer 
Organisationsveränderung ein fatales politisches Signal maximaler Unüberlegtheit. 
Demzufolge reduziert sich die Stelleneinsparung zur Stärkung der Basis bereits auf 87 Stellen. 
 
Bei den 131 freigesetzten Stellen der sechs örtlichen Fmbz wird zu hinterfragen sein, wie viele 
der betroffenen Beschäftigten uneingeschränkt verwendungsfähig sind. Tatsächlich werden 
gerade in diesem Bereich Kolleginnen und Kollegen dienstlich verwendet, die keinen 
Außendienst verrichten können, jedoch mit ihrem reichhaltigen dienstlichen Erfahrungsschatz 
eine wertvolle Arbeitskraft im Lagedienst sind. 
Die GdP prognostiziert optimistisch, dass die Hälfte dieser Kollegen tatsächlich für 
Basisdienste auf den Abschnitten zur Verfügung stehen würde. 
 
Berücksichtigt man ferner, dass mehrere Dienststellenbereiche (örtliche Stäbe 3, Zentrale 
Vorschriftenstelle, Verselbstständigung der Landespolizeischule), denen grundsätzlich in 
Folge der beabsichtigten Organisationsveränderungen mehr Personal zuzusprechen sein wird, 
nicht abschließend betrachtet wurden, löst sich die Verheißung einer dreistelligen 
Stellenfreisetzung vollständig in Luft auf. 
 
 
 

 
 
Der Bericht lässt die Tarifbeschäftigten und die mit der Strukturveränderung für sie drohenden 
Konsequenzen (Verlust der Besitzstandswahrung/ § 29 a TVÜ-L) vollkommen unerwähnt. 
Jede Strukturveränderung, die mangels vorheriger politischer Lösung dieser Grundsatz-
problematik, zu einer Veränderung der Dienststelle von Tarifbeschäftigten führt, wird von uns 
strikt abgelehnt! 
 
Ferner wird die Organisationsveränderung für viele Mitarbeiter*innen zu veränderten 
Dienststellenstandorten führen. Die GdP drängt daher unter dem Aspekt der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf auf die Berücksichtigung der sozialen Belange der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. 
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Veränderungen sind kein Selbstzweck. Veränderungen müssen der Zielstellung dienen, 
Optimierungen zu erreichen bzw. sich veränderten Rahmenbedingungen adäquat 
anzupassen. Mit der Einleitung im Projektgruppenbericht, in dem potentielle Kritiker am 
Projektgruppenergebnis pauschal als „veränderungsunwillig“ stigmatisiert werden, 
offenbaren sich Argumentationsarmut und die Nichtbereitschaft zur kritisch-konstruktiven 
Diskussion. 
In Anbetracht dessen, mit welchem Personal- und Zeitaufwand die Arbeit der PG EES 
betrieben wurde, ist das Ergebnis sehr ernüchternd. Eine Zusammenführung der örtlichen 
Einsatzhundertschaften war nie Thema eines strittigen Diskurses. Der Reformzusammenhang 
mit den Stäben, den Referaten ZOS und Gef sowie der ZSE erschließt sich nicht. 
 
Besonders kritisch sehen wir die Fortsetzung einer gewöhnungsbedürftigen Diskussionskultur, 
die dem kooperativen Führungssystem diametral gegenübersteht. 

Erneut werden seitens der Behörden-
leitung der Senatsinnenverwaltung 
Projektentwürfe vorgelegt, ohne diese 
vorher in die Beteiligung der Direktionen 
und Ämter zu geben. Die Dienststellen 
mit der Raum- und Fachverantwortung 
haben die Ergebnisse der Organisations-
veränderungen zu schultern, weshalb 
aus Gründen der fachlichen Partizipation 
deren frühzeitige Einbindung nur 

sinnvoll sein kann. Auch die ausbleibende gemeinsame fachliche Erörterung mit den 
Beschäftigtenvertretungen ist der gesetzlich normierten vertrauensvollen Zusammenarbeit 
abträglich. 
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass das gesamte Projekt mit Kosten mit einem bis zu 
dreistelligen Millionenbereich zu Buche schlagen wird. Inwiefern organisatorische 
Umstrukturierungen ein solches finanzielles Investment rechtfertigen, obliegt letztlich der 
Entscheidung des Abgeordnetenhauses. 
Die größte Sorge der GdP in diesem Zusammenhang ist, dass das Abgeordnetenhaus bei 
zeitgleicher Behandlung einer im dreistelligen Millionenbereich anzusiedelnden 
Organisationsveränderung sowie berechtigten Forderungen nach zusätzlichem Personal bis zu 
einer vierstelligen Stellenzahl, das wesentliche Ziel, die Polizei Berlin personell kurz- wie 
langfristig zu stärken, aus den Augen verliert. 
 
 

mailto:gdp-berlin@gdp-berlin.de
http://www.gdp-berlin.de/

